Sachsisches Rechtsanwaltsversorgungsgesetz

Gesetz
tber das Versorgungswerk der Rechtsanwalte im Freistaat Sachsen
(Sachsisches Rechtsanwaltsversorgungsgesetz — SachsRAVG)

Vom 16. Juni 1994

Der Sachsische Landtag hat am 26. Mai 1994 das folgende Gesetz beschlossen:

§1
Aufgabe, Rechtsstellung und Sitz

(1) Das Versorgungswerk der Rechtsanwalte im Freistaat Sachsen hat die Aufgabe, seinen
Mitgliedern und deren Hinterbliebenen Versorgung nach MaBgabe dieses Gesetzes und der Satzung
zu gewahren.

(2) Das Versorgungswerk ist eine rechtsfahige Kdérperschaft des 6ffentlichen Rechts. Der Sitz wird
durch die Satzung bestimmt.

§2

Organe

Organe des Versorgungswerks sind die Vertreterversammlung und der Vorstand.
§3
Vertreterversammlung
(1) Die Vertreterversammlung besteht aus 15 Mitgliedern des Versorgungswerks.

(2) Die Vertreter sowie acht Ersatzvertreter werden von den Mitgliedern des Versorgungswerks durch
Briefwahl gewahlt. Die Reihenfolge des Eintritts der Ersatzvertreter bestimmt sich nach der Anzahl der
erhaltenen Stimmen.

(3) Die Amtszeit der Vertreterversammlung betragt sechs Jahre. Sie beginnt mit ihrem ersten
Zusammentreten.

(4) Die Vertreter sind unabh&angig und nicht an Weisungen gebunden. Nach Ablauf der Amtszeit flhrer
sie ihr Amt bis zum Zusammentritt einer neuen Vertreterversammlung weiter.

(5) Die Vertreterversammlung beschlieBt insbesondere Uber

1. den ErlaB und die Anderung der Satzung,

2. die Wahl und die Abberufung des Vorsitzenden der Vertreterversammlung und seines
Stellvertreters,

3. die Wahl und die Abberufung der Vorstandsmitglieder,
die Feststellung des Wirtschaftsplans und des Jahresabschlusses sowie die Entlastung des

Vorstands,
5. die Festsetzung des Beitragssatzes flir den Regelpflichtbeitrag,
6. die Grundsatze der Vermbgensanlage,
7. die Aufwandsentschadigung und Kostenerstattung der Vertreter und des Vorstands.

(6) Der Vertreterversammlung kdnnen durch die Satzung weitere Aufgaben (ibertragen werden. Die
Satzung und ihre Anderungen, die Feststellung des Wirtschaftsplans sowie Beschliisse iiber die
Grundsatze der Vermégensanlage bedirfen der Genehmigung des Staatsministeriums der Justiz, das
im Einvernehmen mit der zustandigen Versicherungsaufsichtsbehdrde geman § 2 des Gesetzes lber
die Versicherungsaufsicht Uiber die Versorgungswerke der Freien Berufe im Freistaat Sachsen
(Sachsisches Versicherungsaufsichtsgesetz — SachsVAG) vom 7. November 2007 (SachsGVBI.

S. 487), in der jeweils geltenden Fassung, entscheidet.

(7) Die Vertreterversammlung beschlie8t mit einfacher Mehrheit der anwesenden Vertreter. Die
Anderung der Satzung sowie die Abberufung von Mitgliedern des Vorstands bedirfen einer Mehrheit

von zwei Dritteln der Mitglieder der Vertreterversammlung. 1

§4

Vorstand
(1) Der Vorstand besteht aus funf Mitgliedern, von denen mindestens drei dem Versorgungswerk
angehdéren missen.

(2) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Vertreterversammlung fir die Dauer ihrer Amtszeit
(§ 3 Abs. 3) gewahlt.
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(3) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter miissen dem Versorgungswerk angehéren. Mitglieder des
Vorstands dirfen nicht zugleich Mitglieder der Vertreterversammlung sein.

(4) Bei Ausscheiden eines Mitglieds des Vorstands wird der Nachfolger fir die verbleibende Amtszeit
gewahilt.

(5) Der Vorstand fuhrt die Beschlisse der Vertreterversammlung aus. Er beschlieBt Gber die
Angelegenheiten des Versorgungswerks, soweit dieses Gesetz oder die Satzung nichts anderes
bestimmen. Der Vorsitzende des Vorstands leitet die Verwaltung des Versorgungswerks und vertritt
das Versorgungswerk gerichtlich und auBergerichtlich.

(6) Der Vorstand fuhrt die Geschafte nach Ablauf seiner Amtszeit bis zur Wahl eines neuen Vorstands
weiter.

(7) Der Vorstand bestellt einen oder mehrere Geschaftsfiihrer. Er kann mit Zustimmung der
Vertreterversammlung die Verwaltung und Geschaftsfihrung des Versorgungswerks auch einer
geeigneten juristischen Person des privaten oder 6ffentlichen Rechts Ubertragen.
§5
Uberpriifung

(1) Als Mitglied des Vorstands und als Mitarbeiter des Versorgungswerks darf nicht tatig werden, wer

1. gegen die Grundsatze der Menschlichkeit oder der Rechtsstaatlichkeit verstoBen hat,
insbesondere die im Internationalen Pakt Uber blrgerliche und politische Rechte vom
19. Dezember 1966 gewdhrleisteten Menschenrechte oder die in der Allgemeinen Erklarung
der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 enthaltenen Grundsétze verletzt hat oder

2. fOr das friihere Ministerium fiir Staatssicherheit/Amt fiir Nationale Sicherheit tatig war und
dessen Mitgliedschaft oder Beschéftigung deshalb unzumutbar erscheint.

(2) Das Versorgungswerk veranlaBt fiir alle in Satz 1 genannten Personen eine Uberpriifung beim
Bundesbeauftragten fiir die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen
Demokratischen Republik. Aufgrund des Ergebnisses dieser Uberpriifung sowie etwa notwendiger
weiterer Ermittlungen stellt der Vorstand die Beendigung des Vorstandsamtes ohne Mdglichkeit der
Wiederwabhl fest oder spricht die Kiindigung aus. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des
Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung die seines Stellvertreters. Bei Mitgliedern des Vorstands
entscheidet die Rechtsaufsichtsbehdrde nach Anhérung des Vorstands. Das Abberufungsrecht der
Vertreterversammlung geman § 3 Abs. 5 Nr. 3 bleibt unberihrt. § 4 Abs. 4 ist entsprechend
anzuwenden. Die Kammer hat die Rechtsaufsichtsbehérde iber das Ergebnis der Uberpriifung und

die getroffene Entscheidung unverziglich zu unterrichten. 2

§6
Pflichtmitgliedschaft

(1) Mitglied des Versorgungswerks ist, wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes Mitglied der
Rechtsanwaltskammer Sachsen ist und zu diesem Zeitpunkt das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat.

(2) Mitglied des Versorgungswerkes wird, wer Mitglied der Rechtsanwaltskammer Sachsen wird und
zum Zeitpunkt des Eintritts in die Rechtsanwaltskammer Sachsen das 65. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat. Fiir eine Ubergangszeit bis zum 31. Dezember 2012 kann die Satzung eine niedrigere
als die in Satz 1 genannte Lebensaltersgrenze bestimmen.

(3) Pflichtmitglied nach Absatz 1 und 2 kann nicht werden, wer an dem Tag, an dem die
Pflichtmitgliedschaft beginnen wirde (§ 8 Abs. 1), berufsunfahig ist.

(4) Die Satzung kann Ausnahmen und Befreiungen von der Pflichtmitgliedschaft vorsehen

1. bei Bestehen einer anderen gleichwertigen auf Gesetz beruhenden Versorgung oder
2. im Falle einer anderweitigen Befreiung von der gesetzlichen Versicherungs- oder
Versorgungspflicht. 3

§7
Pflichtmitgliedschaft auf Antrag

(1) Patentanwalte mit Kanzleisitz in Sachsen werden auf Antrag Mitglied des Versorgungswerkes,
wenn sie den Antrag innerhalb von zwei Jahren nach der Zulassung zur Patentanwaltschaft stellen
und bei der Antragstellung das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Fiir eine Ubergangszeit bis
zum 31. Dezember 2012 kann die Satzung eine niedrigere als die in Satz 1 genannte
Lebensaltersgrenze bestimmen.
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(2) Pflichtmitglied auf Antrag kann nicht werden, wer bei der Antragstellung berufsunfahig ist. 4

§8
Beginn, Beendigung und Weiterfithrung der Mitgliedschaft

(1) Die Pflichtmitgliedschaft beginnt mit dem Tag, an dem die Voraussetzungen flr die
Pflichtmitgliedschaft eingetreten sind. Die Pflichtmitgliedschaft auf Antrag beginnt mit dem Tag des
Eingangs des Antrages beim Versorgungswerk.

(2) Aus dem Versorgungswerk scheiden Mitglieder aus, wenn sie der Rechtsanwaltskammer Sachsen
nicht mehr angehdéren.

(3) Die Mitgliedschaft endet nicht mit dem Eintritt des Versorgungsfalles.

(4) In der Satzung kénnen weitere Félle des Beginns, der Beendigung und der Weiterfihrung der
Mitgliedschaft bestimmt werden. °

§9

Beitrage

(1) Der monatliche Regelpflichtbeitrag ist nach nédherer MaBgabe der Satzung einkommensbezogen.
Er muB den Beitragssatz und die Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung
beriicksichtigen. Die Satzung kann Bestimmungen darlber enthalten, welches Einkommen der
Beitragsbemessung zugrunde zu legen ist.

(2) Die Beitrage werden vom Versorgungswerk durch Beitragsbescheid festgesetzt. Die Mitglieder
sind bis zum Eintritt des Versorgungsfalles zur Zahlung der Beitrédge verpflichtet. Fiir Beitrage, die der
Zahlungspflichtige eine Woche nach Falligkeit noch nicht entrichtet hat, kdnnen Sdumniszuschlage
erhoben werden; § 24 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.

(3) Die Satzung kann die ErmaBigung der Beitragspflicht vorsehen, insbesondere fiir solche
Pflichtmitglieder, die neu zur Rechtsanwaltschaft zugelassen werden oder fir die bei Inkrafttreten
dieses Gesetzes eine anderweitige ausreichende Sicherung fir den Fall der Invaliditat und des Alters
besteht.

(4) Die Beitreibung der Beitrage richtet sich nach den Vorschriften des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes fiir den Freistaat Sachsen. ©

§10
Leistungen

(1) Das Versorgungswerk gewéhrt seinen Mitgliedern und deren Hinterbliebenen nach MaBgabe
dieses Gesetzes und der Satzung folgende Leistungen:

1. Altersrente,

2. Berufsunfahigkeitsrente,
3. Hinterbliebenenrente,
4, Sterbegeld,

5. Kapitalabfindung.

Auf diese Leistungen besteht ein Rechtsanspruch.
(2) Die Satzung kann Zuschusse fir MaBnahmen zur Wiederherstellung der Berufsfahigkeit vorsehen.

(3) Anderungen der Satzung, die den Leistungsumfang betreffen, gelten auch fiir die vor der
Anderung der Satzung eingetretenen Leistungsfalle.

§ 11
Verjahrung

(1) Ansprtche auf Beitrage und auf Leistungen verjahren in finf Jahren. Die Verjahrung beginnt mit
dem SchluB des Kalenderjahres, in dem die Beitrdge oder die Leistungen erstmals verlangt werden
kénnen.

(2) Die Verjahrung der Beitrage wird durch den Zugang eines Beitragsbescheides, die Verjahrung der
Leistungen wird durch den Zugang der schriftlichen Anmeldung des Anspruchs beim
Versorgungswerk unterbrochen. Die Unterbrechung der Leistungsverjahrung dauert bis zur
Bekanntgabe des schriftlichen Bescheides des Versorgungswerks an das Mitglied oder an den
Hinterbliebenen.
§12
Abtretung, Aufrechnung
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(1) Anspriiche auf Leistungen kdnnen vom Anspruchsberechtigten nicht abgetreten werden.

(2) Das Versorgungswerk kann fallig gewordene Beitrdge gegen Leistungsanspriche aufrechnen.
§13
Gesetzlicher Forderungsiibergang

Far Anspriiche auf Schadensersatz gegen einen Dritten gilt § 86 des Gesetzes liber den
Versicherungsvertrag ( Versicherungsvertragsgesetz — VVG) vom 23. November 2007 (BGBI. |
S. 2631), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Dezember 2007 (BGBI. | S. 2833, 2834)

geandert worden ist, entsprechend. 7

§14
Verwendung der Mittel

Die Mittel des Versorgungswerks dirfen nur zur Bestreitung der satzungsmaBigen Leistungen und der
notwendigen Verwaltungskosten sowie zur Bildung der erforderlichen Riickstellungen und Ricklagen

verwendet werden. 8

§15
Verfahrensvorschriften

Fur das Verfahren des Versorgungswerks gilt das Gesetz zur Regelung des Verwaltungsverfahrens-
und des Verwaltungszustellungsrechts fiir den Freistaat Sachsen ( SachsVwVfZG) vom 19. Mai 2010

(SachsGVBI. S. 142), in der jeweils geltenden Fassung. 9

§ 16
Vorverfahren

Den Widerspruchsbescheid im Vorverfahren nach §§ 68 bis 73 der Verwaltungsgerichtsordnung
erlaBt der Vorstand.

§17
Amtshilfe der Rechtsanwaltskammer

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen hat dem Versorgungswerk Einblick in ihr Mitgliederverzeichnis zu
gewahren, ihm die Zulassung eines Rechtsanwalts und das Erléschen und die Zuriicknahme oder
den Widerruf einer Zulassung mitzuteilen und alle sonstigen fir die Mitgliedschaft und die
Beitragspflicht erforderlichen Auskinfte zu erteilen.
§18
Mitwirkungspflichten der Mitglieder

(1) Die Mitglieder und ihre Hinterbliebenen sind verpflichtet, dem Versorgungswerk alle fiir die
Mitgliedschatft, fur die Beitragspflicht und fir den Leistungsanspruch bedeutsamen Auskinfte zu
erteilen und die dazu erforderlichen Nachweise vorzulegen. Veranderungen haben die Mitglieder und
ihre Hinterbliebenen dem Versorgungswerk mitzuteilen.

(2) Solange ein Mitglied oder ein Hinterbliebener einer Auskunftspflicht nicht nachkommt, kann das
Versorgungswerk nach MaBgabe der Satzung die Berechnungsgrundlagen fiir die Beitrdge schatzen
und Leistungen zuriickbehalten.
§19
Satzung

(1) Das Versorgungswerk regelt seine Angelegenheiten nach MaBgabe dieses Gesetzes durch
Satzung.

(2) Die Satzung trifft insbesondere Bestimmungen Uber

1. den Sitz des Versorgungswerks,

2. die Wahl, die BeschluBfassung und die Aufgaben der Vertreterversammlung und des
Vorstands,

3. die Voraussetzungen und den Umfang der Befreiung von der Pflichtmitgliedschaft und von

der Beitragszahlung,
4. die Héhe der Beitrage und die Zahlung freiwilliger zuséatzlicher Beitrage,
5. die Falligkeit, Zahlung und Stundung von Beitragen,

6. die Verwendung von Nachversicherungsbeitradgen nach § 186 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch,
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7. die Erstattung und Ubertragung der Beitrége bei vorzeitiger Beendigung der Mitgliedschaft,
8. das Geschaftsjahr,

9. die Leistungen nach § 10,

10. die Verwendung und Anlage der Mittel nach § 14.

(3) Die Satzung und jede Anderung sind mit dem Genehmigungsvermerk im Sachsischen Amtsblatt
bekanntzumachen. Sie treten am Tage nach der Veréffentlichung in Kraft, wenn nicht ein anderer
Zeitpunkt bestimmt ist.

(4) Satzungséanderungen gelten auch fir bestehende Mitgliedschafts- und Versorgungsverhaltnisse,
soweit nichts anderes bestimmt wird.
§20
Aufsicht

Das Staatsministerium der Justiz fuhrt die Rechtsaufsicht Gber das Versorgungswerk; § 111 Abs. 1
und 3, §§ 113 bis 117 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Sachsen ( SachsGemO) vom

21. April 1993 (SachsGVBI. S. 301) gelten entsprechend. Die Rechtsaufsicht beschrankt sich auf die
Einhaltung der Vorschriften nach diesem Gesetz. Das Versorgungswerk unterliegt der

Versicherungsaufsicht nach dem Sachsischen Versicherungsaufsichtsgesetz. 1°
) § 21
Ubergangsregelungen

(1) Die Vertreter und Ersatzvertreter der ersten Vertreterversammlung nach Inkrafttreten dieses
Gesetzes werden von der Mitgliederversammlung der Rechtsanwaltskammer Sachsen in geheimer
Wahl gewahlt. Fir das Wahlverfahren gelten die Bestimmungen der Geschéaftsordnung der
Rechtsanwaltskammer fir die Wahlen zum Kammervorstand entsprechend. Wahlberechtigt und
wahlbar ist nur, wer Mitglied des Versorgungswerks ist oder wer am Tage der Wahl berechtigt ist,
nach § 7 dieses Gesetzes seine Aufnahme in das Versorgungswerk zu beantragen.

(2) Die erste Vertreterversammlung wird vom Staatsministerium der Justiz einberufen. Die
Vertreterversammlung ist beschluBfahig, wenn mindestens zehn Mitglieder anwesend sind. Den
Vorsitz flihrt bis zur Wahl eines Vorsitzenden ein vom Staatsministerium der Justiz beauftragtes
Mitglied.

(3) Die Vertreterversammlung hat binnen eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes eine
Satzung zu beschlieBen.

§ 22
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkiindung in Kraft.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkiinden.
Dresden, den 16. Juni 1994

Der Landtagspréasident
Erich lltgen

Der Ministerprasident
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf

Der Staatsminister der Justiz
Steffen Heitmann

§ 3 gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. November 2007 (SachsGVBI. S. 487, 491)
§ 5 geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. November 2007 (SachsGVBI. S. 487, 491)

§ 6 geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. November 2007 (SachsGVBI. S. 487, 491)
und durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Dezember 2012 (S&chsGVBI. S. 748, 750)

§ 7 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Dezember 2012 (SachsGVBI. S. 748, 750)

§ 8 gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. November 2007 (SachsGVBI. S. 487, 491)

§ 9 geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. November 2007 (SachsGVBI. S. 487, 491)

§ 13 neu gefasst durch Artikel 7 des Gesetzes vom 5. Mai 2008 (SachsGVBI. S. 302, 303)

§ 14 geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. November 2007 (S&chsGVBI. S. 487, 491)

§ 15 neu gefasst durch Artikel 2 Absatz 16 des Gesetzes vom 19. Mai 2010 (S&chsGVBI. S. 142,
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144)
10 § 20 geéandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. November 2007 (SachsGVBI. S. 487, 491)

Anderungsvorschriften
Anderung des Sachsischen Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes
Art. 4 des Gesetzes vom 7. November 2007 (SachsGVBI. S. 487, 491)

Anderung des Sachsischen Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes
Art. 7 des Gesetzes vom 5. Mai 2008 (SachsGVBI. S. 302, 303)

Anderung des Sachsischen Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes
Art. 2, Abs. 16 des Gesetzes vom 19. Mai 2010 (SachsGVBI. S. 142, 144)

Anderung des Sachsischen Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes
Art. 2 des Gesetzes vom 14. Dezember 2012 (SachsGVBI. S. 748, 750)

http://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 01.01.2013 Seite 6 von 6



	Gesetz über das Versorgungswerk der Rechtsanwälte im Freistaat Sachsen  (Sächsisches Rechtsanwaltsversorgungsgesetz – SächsRAVG)
	§ 1  Aufgabe, Rechtsstellung und Sitz
	§ 2  Organe
	§ 3  Vertreterversammlung
	§ 4  Vorstand
	§ 5  Überprüfung
	§ 6  Pflichtmitgliedschaft
	§ 7  Pflichtmitgliedschaft auf Antrag
	§ 8  Beginn, Beendigung und Weiterführung der Mitgliedschaft
	§ 9  Beiträge
	§ 10  Leistungen
	§ 11  Verjährung
	§ 12  Abtretung, Aufrechnung
	§ 13  Gesetzlicher Forderungsübergang
	§ 14  Verwendung der Mittel
	§ 15  Verfahrensvorschriften
	§ 16  Vorverfahren
	§ 17  Amtshilfe der Rechtsanwaltskammer
	§ 18  Mitwirkungspflichten der Mitglieder
	§ 19  Satzung
	§ 20  Aufsicht
	§ 21  Übergangsregelungen
	§ 22  Inkrafttreten

	Änderungsvorschriften

